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Einleitung

Das Anwaltsrecht ist aus Sicht des Verfassungsrechtlers nicht nur das Recht eines
Standes oder einer Profession, sondern Ausformung des Gerichtswesens und
auch Recht und Staat als solches finden ihren Spiegel in ihm.! Der franzdsische
Rechtswissenschaftler Wachsmann hat diesen Befund in der Formulierung zum
Ausdruck gebracht, dass ,,le combat pour les droits de ’homme et celui pour la
dignité et I’indépendance de ’avocat se confondent“.? Verfassungsordnung und
Geltung der Grundrechte stehen also in einem engen wechselseitigen Bezug mit
der Freiheit des Rechtsanwalts.? Der Einzelne droht ohne eine unabhiingige An-
waltschaft seiner Rechte verlustig zu gehen. Zurecht wurde im Gesetzgebungsver-
fahren zur deutschen BRAO erkannt, dass die Garantie des unabhédngigen Rich-
ters wertlos sei, wenn niemand anderes, der unabhingig ist, diesen anrufen kann.*
Diese Erkenntnis geht auf die Herausbildung des Rechtsstaats deutscher Pragung
zuriick: Der 1888 in den Adelsstand erhobene /v.] Greist ist prominent fiir seine
Reformbestrebungen bei der gerichtlichen Kontrolle exekutiven Handelns in Er-
innerung geblieben,> doch die ,.erste Forderung aller Justizreform* war fiir ihn
jene zuvor 1867 proklamierte nach der ,,Freien Advocatur”, denn dabei handele
es sich um eine ,,Vorbedingung des konstitutionellen Verfassungslebens*“®. Seine
Rechtsstaatskonzeption basiert auf gerichtlicher Kontrolle, denn ohne eine solche
Rechtsgarantie verpufft die mit der Einfiihrung von Grundrechten erhoffte Wir-
kung sofort. Grundlage ist die Trennung von Staat und Gesellschaft.” Der Advokat
als Helfer des Biirgers steht im gesellschaftlichen und nicht im staatlichen Lager.
Nicht nur ist diese Erkenntnis {iberkommen, sie ist auch rechtsordnungsiibergrei-

1 Stern, Anwaltschaft und Verfassung, S.5; diesen Zusammenhang — dass die Freiheit des
Rechtsanwalts Gradmesser fiir Freiheit und Konstitutionalismus eines Landes sei — sieht auch
Redeker, NJW 1987, 2610 (2610); so auch Sondervotum Simon, BVerfGE 63, 298 (312) — Ver-
sagung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft wegen Eintretens fiir eine als verfassungsfeindlich
angesehene Partei, unter Hinweis auf eine Rede des Bundesprésidenten Carstens vor der Interna-
tional Bar Association.

2 Wachsmann, in: Mélanges Pettiti, S. 761.

3 Vgl. Huffinann, Kampf um freie Advokatur, S. 13; auch Beaud, D. 2021, 2081.

4 Zit. nach Ostler, BayVBI. 1978, 527 (529); inhaltlich auch Salzmann, Das besondere Rechts-
verhéltnis zwischen Anwalt und Rechtsstaat, S. 96.

5 [v.] Gneist, Der Rechtsstaat und die Verwaltungsgerichte in Deutschland; interessant ist,
dass das Werk ,,Freie Advocatur bei Hahn, Rudolf von Gneist (1816—1895) keinen Eingang fand.

6 [v.] Gneist, Freie Advocatur, S. 70.

7 [v.] Gneist, Der Rechtsstaat und die Verwaltungsgerichte in Deutschland, S. 233 ff.; hierzu
Sommermann, Staatsziele und Staatsbestimmungen, S. 53.
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fend anerkannt® und reicht damit weiter iiber die deutsche Verfassungs- und Justiz-
geschichte hinaus: In einer demokratischen Gesellschaft nimmt der Anwalt eine
»mission fondamentale* wahr, wie Victor in den Schlussantrdgen vor dem franzo-
sischen Conseil d’Etat in einem Verfahren zu steuerrechtlichen Meldepflichten ein-
dringlich betonte.® Im Fokus der Arbeit soll die Anwaltschaft als Thema des Ver-
fassungsrechts stehen. Daneben ist sie aber auch Akteur des Verfassungsrechts.!?
Als der franzdsische Conseil Constitutionnel ab 2010 immer mehr in die Funktion
eines veritablen Verfassungsgerichts hineinwuchs, wurde der Einfluss einer quali-
fizierten Anwaltschaft und engagierter anwaltlicher Vereinigungen auf die Heraus-
bildung eines effektiven Grundrechtsschutz deutlich sichtbar.!! Die Anwaltschaft
ist aber vor allem ein wichtiger Gegenstand des Verfassungsrechts, weil die Regu-
lierung der anwaltlichen Berufsausiibung, mag sie an noch so vermeintlich bana-
len Stellen erfolgen wie dem Gebiihrenrecht, iiber die anwaltliche Sphére hinaus
reicht.!? Sie ist nie neutral im Hinblick auf die Rechtsverfolgung des Einzelnen.
Sie kann diese erschweren oder erleichtern. Denn Rechtsanwilte schaffen ,, Rechts-
kenntnis, Rechtsbewusstsein und Anspruchswissen*.!3 Wer die Werbemdglichkei-
ten fiir Rechtsanwilte restriktiv ausgestaltet, der verhindert Wissensvermittlung
und die Wahrnehmung von Chancen, um sein Recht durchzusetzen. Es ist gera-
de dieser Einfluss auf die Entscheidungsfreiheit des Einzelnen, ob er sein Recht
durchsetzen will, und die Bedeutung des anwaltlichen Beistands insgesamt, die
den verfassungsrechtlichen Sonderstatus des Rechtsanwalts begriindet.!* Dieser
Sonderstatus wird geprégt durch ein ,,institutionelles Arrangement* von Freiheit
und Verantwortung, !> welches die vorliegende Arbeit in den Kapiteln 1-3 deutsch-
franzosisch verfassungsvergleichend untersuchen mochte.

Dies setzt voraus, in einer Einleitung das Thema aus Sicht des deutschen und
franzosischen Rechts zu beschreiben (dazu unter § 1), die Forschungsfrage in den
deutschen wie franzdsischen wissenschaftlichen und hdchstrichterlichen Diskurs
einzuordnen (dazu unter § 2) und das Interesse an einem Grundrechtsvergleich he-
rauszuarbeiten (dazu unter §3). Im Anschluss sollen die historischen Grundlagen

8 EuGH, Urt. v. 8.12.2022 — C-694/20, Rn. 28 — Orde van Vlaamse Balies u.a (,,Bedeutung in
allen Mitgliedstaaten®).

9 Victor, SchlA. v. 16.6.2021 zu CE, Beschl. v. 25.6.2021 — Nr. 448486 — CNB (DAC 6), S. 13.

10D Rousseau, Gaz. Pal. v. 10.7.2018, Nr. 25, S. 3.

1" Hierzu Klausser, Revue des droits de I’homme, Nr. 20, 2021, Rn. 10{F.; fiir die EMRK auch
der Befund bei Weitzel/de Salvia, in: Mélanges Velu 111, S. 1458 ff.

12 Diese Sichtweise auf das Kostenrecht lag auch dem (soweit ersichtlich unverdffentlichten)
Festvortrag Wallrabensteins, den sie am 23.2.2021 auf der 61. Jungen Tagung Offentliches Recht
in Miinster gehalten hat, zugrunde.

13 Hierzu und im Folgenden Baer, Rechtssoziologie, § 7 Rn. 47 ff., dort auch mit Kritik an feh-
lender empirischer Forschung zu den Auswirkungen berufsrechtlicher Gesetzgebung; vgl. hierzu
allerdings die im Folgenden auch z. T. ausgewiesenen Arbeiten von Kilian; zum Nutzen dieser am
Beispiel der Werbung s. unter Kap. 3, §3, B., I, 2., S. 466.

14 v gl. Mendes-Constante, Les droits fondamentaux du justiciable, S.273 Rn. 561.

15 Hoffmann-Riem, AnwBl. 1999, 2 (5).
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fiir das Thema knapp aufbereitet werden, soweit sie fiir die Argumentation relevant
werden konnen (dazu unter § 4).

§ 1: Herausarbeiten des Untersuchungsgegenstandes

Wenn die Arbeit sich fiir die Grundrechte des Rechtsanwalts!® im deutschen und
franzosischen Verfassungsrecht interessiert, muss das zugrunde gelegte Verstiand-
nis beider Bestandteile des Themas offengelegt werden. Denn sowohl der Beruf
des ,,Rechtsanwalts“ wie auch die Kategorie der ,,Grundrechte® sind erstmal Kon-
zepte des deutschen Rechts. Sie bediirfen einer Einordnung in einen deutsch-fran-
zo6sischen Kontext: Heute entspricht der franzosische Avocat aufgrund des Zu-
schnitts seiner Vorbehaltsaufgaben dem deutschen Rechtsanwalt.!” Aufgrund ihrer
Funktion unterliegen beide besonderer Reglementierungen, die die Profession aus
der Vielzahl an Berufen herausheben (dazu unter A.). Sie kdnnen sich jeweils auf
iibergesetzliche, von der Verfassung geschiitzte Freiheiten berufen, was es recht-
fertigt, den Begriff des Grundrechts im Rahmen des Rechtsvergleichs zu gebrau-
chen (dazu unter B.).

A. Rechtsanwalt und Avocat als Unterworfene eines spezifischen Rechts

Rechtsanwalt und Avocat sind jeweils der zentrale Rechtsdienstleister im deut-
schen wie franzosischen Recht (dazu unter 1.). Die Regulierung der Profession
erfolgt in beiden Rechtsordnungen grundsitzlich vergleichbar durch einerseits
staatlich und andererseits ,,stindisch® gesetztes Recht. Gleichwohl lassen sich
Unterschiede zwischen Deutschland und Frankreich bei der Bedeutung des Stan-
desrechts ausmachen (dazu unter II.). Was beide Berufe eint, ist ihre spezifische
Funktion im Rahmen der staatlichen Aufgabe der Rechtsprechung: Diese setzt im
Regelfall die Mitwirkung des qualifizierten und unabhéngigen Anwalts voraus
(dazu unter IIL.).

16 Die Arbeit verwendet aus Griinden der besseren Lesbarkeit in Ubereinstimmung mit der
BRAO und den franzosischen Regelwerken nur die mannliche Form, bezieht aber stets die seit
dem 11.7.1922 zulassungsféahigen Rechtsanwiltinnen und die seit 1.12.1900 zulassungsfahigen
Avocates ein. — In ihrer 4. Sitzung am 5.12.2022 hat die 7. Satzungsversammlung der BRAK die
BORA und die FAO im Sinne geschlechtergerechter Sprache umformuliert (https://www.brak.de/
fileadmin/O1 ueber die brak/7-sv/Beschliisse 4. Sitzung/221212 Beschliisse 4. Sitzung 7.
SV-internet.pdf), vgl. §2 Abs. 1 S. 1 BORA: Rechtsanwiéltinnen und Rechtsanwilte sind zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet und berechtigt. — Mit Beschl. v. 9.12.2022 (JORF v. 4.2.2023) hat der
CNB dem RIN einen article préliminaire vorangestellt, wonach sich die Bezeichnungen avocat,
batonnier und vice-batonnier auch auf die weiblichen Entsprechungen (avocate, batonniére und
vice-batonniere) beziehen.

17 Zu Vorsicht beim Vergleichsgegenstand ,,Rechtsanwalt mahnt auch Brechmann, Legal
Tech und das Anwaltsmonopol, S. 11 ff.
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1. Definition und Abgrenzung

Rechtsanwalt und Avocat ist, wer ein formales Kriterium erfiillt: die Zulassung
(vgl. § 12 Abs.4 BRAO) bzw. die Eidesleistung vor der Cour d’appel und die an-
schlieBende Eintragung.!® Zudem setzen beide Rechtsordnungen ein Hochschul-
studium sowie eine praktische Berufsausbildung voraus. In beiden Rechtsordnun-
gen folgt die Eintragung in ein Register sowie die gesetzliche Mitgliedschaft in
berufsstindischen Institutionen!®. Diese Institutionen werden in der Arbeit — fiir
das deutsche wie das franzosische Recht — als Teil der funktionalen, berufsstin-
dischen oder anwaltlichen Selbstverwaltung bezeichnet. Als Rechtsbegriff ent-
stammt die funktionale Selbstverwaltung dem deutschen Recht. Wenn man sie
als offentlich-rechtliches Ordnungskonzept begreift,?? scheint sie auf die franzosi-
schen berufsstindischen Institutionen, die Personen des Privatrechts sind, als Ka-
tegorie nicht zu passen. Doch gleichwohl iiben diese eine ,,mission de service pu-
blic* aus, weisen also trotzdem o6ffentlich-rechtliche Elemente auf, die ihr Wesen
prigen.?! In ihrem Aufgaben- und Funktionsbezug gibt es keine Unterschiede, was
es gerechtfertigt erscheinen lésst, auch in Frankreich von berufsstdndischer Selbst-
verwaltung zu sprechen. Die Rechtsanwaltskammern wie die Ordres sind rechts-
fahig und verselbststindigt, weisen die typische mitgliedschaftliche Struktur auf
und erledigen ihre Angelegenheiten eigenverantwortlich unter einer inhaltlich be-
schnittenen Aufsicht des Staates.?? Rechtsvergleichende Ubersichten zur berufs-
standischen Selbstverwaltung nehmen dann auch die Rechtsanwaltskammer und
den Ordre selbstverstéindlich mit auf.?3 Beide Rechtsordnungen liefern neben der
formalen gleichwohl noch eine materielle Umschreibung des Rechtsanwalts und
des Avocats, die iiber Ausbildung, Zulassung, und Pflichtmitgliedschaft hinaus-
geht. Im Creifelds®* wird deshalb auch nur wiedergegeben, was der Gesetzgeber
in §§ 1-3 BRAO, die auch mit ,,Der Rechtsanwalt* betitelt sind, bereits positiv ge-
regelt hat: ,,Der RA ist ein unabhingiges Organ der Rechtspflege und iibt einen
freien Beruf — kein Gewerbe — aus (§§ 1, 2 BRAO [...]). Der RA ist der berufene
Berater und Vertreter in allen Rechtsangelegenheiten (§ 3 BRAO [...]).“ Das fran-
zOsische Recht ist nicht derart konzise, doch auch hier liefert es die wesentlichen

18 Rechtsanwalt und Avocat kann sich fiir Zwecke der Arbeit auch auf Berufsausiibungsgesell-
schaften beziehen.

19 In Frankreich ist hier auch noch die Caisse autonome des réglements pécunaires des avocats
(CARPA) zu nennen, iiber die ein Avocat jede finanzielle Transaktion abwickeln muss.

20 Vgl. Jestaedt, Demokratieprinzip und Kondominialverwaltung, S. 69 f.; differenziert Axer,
Selbstverwaltung als Organisationstyp, in: HdB VerwR 111, § 62 Rn. 23 ff.

21 Vgl. hierzu Kap. 3, § 1, B., IV,, 4. S. 314ff.

22 Auf diese Merkmale stellt auch Jestaedt, Demokratieprinzip und Kondominialverwaltung,
S.71f., der allerdings im Vorfeld nicht 6ffentlich-rechtliche Organisationen ausscheidet.

23 S. Kluth/Goltz, Kammern der berufsstéindischen Selbstverwaltung in der EU, S. 50 (,,weit-
gehend édhnlich®); s. aber Kilian/Koch, Anwaltliches Berufsrecht, S. 19 Rn. 47, die auf den Cha-
rakter der deutschen anwaltlichen Selbstverwaltung als mittelbare Staatsverwaltung hinweisen,
der auf europdischer Ebene durchaus ein Hindernis fiir den Diskurs sei.

24 (Creifelds, Stichwort: Rechtsanwalt.
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Elemente fiir die Eintragung im Vocabulaire juridique H. Capitant selbst: Avocat
ist ein ,,auxiliaire de justice, qui fait profession de donner des consultations, rédiger
des actes et défendre, devant les juridictions, les intéréts de ceux qui lui confient
leur cause, et dont la mission comprend 1’assistance (conseil, actes, plaidoiries) et/
ou la représentation [...] devant les juridictions ou son intermédiaire est obliga-
toire.“?> Die Definition greift das Werk des Gesetzgebers auf, der 1971, 1991 und
2011 erst die einheitliche Profession des Avocats mit diesem weiten Aufgabenfeld
geschaffen hat. Avocat, Avoué und der die Ansiedlung ausléandischer wirtschafts-
beratender Sozietiten favorisierende Conseil juridique?® fusionierten schrittweise
zum Avocat. Die deutschen Reformen zum Rechtsbeistand stellen sich daneben
als marginale Berufsbildverdnderungen dar. In beiden Rechtsordnungen bestehen
nur noch perforierte Anwaltsmonopole.?’” Dem Berufsstand ist also nicht die aus-
schlieBliche gerichtliche wie auBergerichtliche Rechtsdienstleistungserbringung
vorbehalten. In Frankreich hat er das Monopol fiir die Reprisentation (mit ortli-
cher Begrenzung sowie mit Riickausnahme fiir die Pariser Umlandsgerichte) und
das Plddoyer (Art. 4 des Gesetzes v. 31.12.1971), was man mit einem monopole ju-
diciaire beschreiben kann, das nur vor den Handels- und Landwirtschaftsgerichten,
Arbeits- und Sozialgerichten Ausnahmen kennt. Anders sieht es fiir das ,,périmétre
du droit“?® aus; auch nach der letzten Fusion 2011 gibt es kein monopole juridique.
Die gesetzliche Regelung ist misslungen und kaum zu erfassen, 16st aber den voll-
standig unregulierten Zustand der Rechtsberatung ab (Art. 54ff. des Gesetzes v.
31.12.1971).?° Die Regelung kniipft, was aus rechtsvergleichender Sicht eine Be-
sonderheit scheint, nicht an bestimmte Berufe, sondern an eine Ausbildung an.30
Sie basiert auf der Voraussetzung einer licence en droit oder einer anderen dieser
entsprechenden Sachkunde fiir das Erbringen einer consultation juridique und der
rédaction des actes sous seing privé. Beide Begriffe werden nicht gesetzlich de-
finiert. Eine Differenzierung zwischen Rechtsdienstleistern (ein Begriff, den das
franzosische Recht allerdings nicht kennt), die hauptamtlich Rechtsdienstleistun-
gen besorgen und solchen, die nur akzessorisch solche besorgen, ist eine erste Sys-
tematisierung. In erster Gruppe rangieren Generalisten wie Notare und Avocats a
la Cour, aber auch solche justiziellen Berufe, die nicht im gesamten Recht beraten
diirfen.3! Hinzu treten Beamte (etwa Hochschullehrer) und Beamte im Ruhestand

25 Vocabulaire juridique H. Capitant, Stichwort: Avocat. — Mollot, Régles sur la profession
d’avocat, S. 1f. nennt eine rechtliche Definition, die auf die Ausbildung und das Tétigkeitsfeld
abstellt, definiert aber selbst den Avocat als jemand, der unbedingt die Standesregeln befolge und
zwar mit einer ,,sorte de culte®.

26 Hierzu auch Gruber, ZVgIRWiss 107 (2008), 1 (7).

27 Rechtsvergleichende (frithe) Darstellung bei BT-Drs. 16/3655, S. 28 ff.; Henssler, AnwBI.
2001, 525 (531).

28 Begriff bei Ader/Damien et al., Régles de la profession d’avocat, Rn. 611.21.

29 Ubersichtlich die Darstellung bei Martin, Déontologie des avocats, Rn. 65 ff.; kritisch auch
Ader/Damien et al., Regles de la profession d’avocat, Rn. 611.12.

30 Dies hervorhebend Henssler, in: Deckenbrock/Henssler, Einl. RDG Rn. 23.

31 Huissiers de justice, administrateurs judiciaires, mandataires-liquidateurs, commissaires-
priseurs.
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(zumindest die Magistrate), die nur beraten, aber nicht vertragsgestaltend wirken
diirfen. Bei den akzessorischen Rechtsdienstleistern wird zwischen reglementier-
ten Berufen unterschieden (Architekten oder experts-comtable’?) und nicht-regle-
mentierten Berufen. Hierzu gehdren Inkassounternehmen (entreprise de recouv-
rement amiable).3 Fiir reglementierte juristische Berufe wird die Kompetenz
gesetzlich vermutet, denn eine licence en droit ist an sich keine Voraussetzung fiir
deren Ausiibung. Fiir nicht reglementierte Berufe, nicht fiir einzelne Berufstriger,
entscheidet das Ministerium nach avis einer Kommission (bestehend aus Mitglie-
dern der Hochstgerichte, des Rechnungshofes und eines Hochschullehrers) iiber
die genauen Voraussetzungen, wenn keine licence vorliegt.>* Der franzosische Ge-
setzgeber hat in Art. 55 des Gesetzes v. 31.12.1971 fiir nicht anwaltliche Rechts-
dienstleister zwei zentrale Berufspflichten festgelegt: das Verbot der Vertretung
widerstreitender Interessen und iiber einen Verweis auf Art. 226-13 und Art. 226-
14 CP auch eine Verschwiegenheitspflicht.

Fiir gerichtliche Rechtsdienstleistungen besteht in Deutschland nach den mafi-
geblichen Prozessordnungen weitestgehend ein Anwaltsmonopol; Ausnahmen
bestehen fiir Hochschullehrer und andere eng begrenzte Personengruppen (§§ 79
Abs.2 ZPO, 67 Abs. 2 VwGO, 73 Abs. 2 SGG, 67 Abs. 2 FGG, 138 Abs. 1 StPO, 22
Abs. 1 BVerfGQG). Im Kaiserreich war die Besorgung fremder Rechtsangelegenhei-
ten von der Gewerbefreiheit (§ 1 GewO) umfasst. Allerdings steuerte der Reichs-
gesetzgeber bereits 1878 nach und nahm die ,,gewerbsméBige Besorgung fremder
Rechtsangelegenheiten® in die Liste der nach §35 Abs. 1, 3 GewO untersagungs-
fihigen Berufe auf.3® Einen Einschnitt stellte das Rechtsberatungsmissbrauchs-
gesetz aus 1935 dar. Es war der Schlusspunkt der wirtschaftlichen Vernichtung
jidischer Juristen. Waren diese aus ihren angestammten Berufen (Anwaltschaft,
Justiz und Verwaltung) gedréngt, so bot ihnen die auBergerichtliche Rechtsbera-
tung doch noch ein (immer kleiner werdendes) Fenster zur beruflichen Titigkeit.3
Die Anwaltschaft wirkte darauf hin, dieses zu schlieen. Zum einen waren die jii-
dischen Rechtskonsulenten ihr aus Konkurrenzgesichtspunkten ein Dorn im Auge,
zum anderen verschlechterte sich ihre wirtschaftliche Situation.’” Fiir den Ge-
richtsanwalt bestand im NS-Regime kein Bedarf, weil Prozesse ideologisch ab-

32 Ausfiihrlich Martin, Déontologie des avocats, Rn. 76.

33 Martin, Déontologie des avocats, Rn. 71 f.

34 Bspw. Arrétés du Garde des Sceaux, Ministre de la Justice v. 24.6.1999 conférant 1’agré-
ment prévu par ’article 54-1 de la loi Nr. 71-1130 du 31 décembre 1971 portant réforme de cer-
taines professions judiciaires et juridiques, JORF v. 30.6.1999, S.9587, wo als Alternative ein
juristischer Master oder fiinfjdhrige Berufserfahrung in rechtlichen Fragen, die mit der Tatigkeit
zusammenhédngen, verlangt werden; s. auch die vergleichbaren Beschliisse v. 19.12.2000, JORF v.
29.12.2000, S.20820 sowie v. 6.2.2001, JORF v. 15.2.2001, S.2527.

35 Riicker, Rechtsberatung, S.45fF.; auch die Steuerberatung war eine gewerbliche, durch
Rechtskonsulenten ausgeiibte Tatigkeit, s. instruktiv Pausch, Stbg 1977, 179 (1801f.). Sie wurde
erst schrittweise ab Ende der Weimarer Republik freiberuflich, vgl. Pausch, StB 1984, 129 (136f1.).

36 Ausfiihrlich Riicker, Rechtsberatung, S.236ff.; hierauf geht auch Ch. Schinberger, NJTW
2003, 249 (250) ein.

37 Riicker, Rechtsberatung, S. 364 fF.
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gelehnt wurden. NS-Organisationen leisteten zudem ebenfalls Rechtsberatung.38
Mit Art. 1 §1 des Rechtsberatungsmissbrauchsgesetz wurde die Besorgung frem-
der Rechtsangelegenheiten, einschlieBlich der auBergerichtlichen Beratung und der
Forderungseinziehung, erlaubnispflichtig; Art. 1 §2 nahm die Rechtsanwdélte hier-
von aus. 1958 wurde dieses Gesetz als RBerG Bundesrecht. Der Rechtsvergleich
lie seine Illiberalitdt und seinen freiheitsfeindlichen Charakter deutlich zu Tage
treten.>* Das BVerfG bohrte das Anwaltsmonopol*’ mit mehreren Entscheidun-
gen auf, auch wenn die Grundkonzeption keine durchgreifenden grundrechtlichen
Bedenken im Ersten Senat ausldste.*! Der Gesetzgeber hat mit dem RDG 2007
auf die Entwicklungen reagiert. Seines § 1 Abs. 1 S.2 zufolge dient es mehreren
Schutzzwecken:*? dem Schutz des Rechtsuchenden,* des Rechtsverkehrs und der
Rechtsordnung vor unqualifizierten Rechtsdienstleistern; entfallen ist der Schutz-
zweck, die Anwaltschaft vor Wettbewerb zu behiiten.** Fiir die Besorgung von
auBergerichtlichen*> Rechtsdienstleistungen (§ 2 Abs. I RDG) ordnet § 3 RDG ein
préaventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt an. Diese ist aber nach § 3 Abs. 1 BRAO
Rechtsanwilten vollumfénglich moglich.

II. Quellenvielschichtigkeit des spezifischen Rechts des Rechtsanwalts

Wer den Rechtsanwalt im (Verfassungs-)Recht sucht, miisste eigentlich alle Nor-
men begutachten, die fiir den Status und die Berufsausiibung des Anwalts Be-
deutung haben.*¢ Ein Uberblick im Folgenden soll die wichtigsten Erwihnungen
umfassen, und zwar nach dieser Gliederung: Unions- und regionales Volkerrecht

38 Riicker, Rechtsberatung, S. 266 ff.

39 Henssler, in: Deckenbrock/Henssler, Einl. RDG Rn. 8; Ahrens, Berufsrecht der Rechts-
anwilte, §2 Rn. 27.

40 BVerfGE 97, 12 (27ff.) — Masterpat; BVerfG-K, Beschl. v. 27.9.2002 — 1 BvR 2251/01,
NJW 2002, 3531 (3532) — Erbensucher; BVerfG-K, Beschl. v. 20.2.2002 — 1 BvR 423/99, 1 BvR
821/00, 1 BvR 1412/01, NJW 2002, 1190 (1191 f.) — Inkassounternehmen I; BVerfG-K, Beschl. v.
14.8.2004 — 1 BvR 725/03, NJW-RR 2004, 1570 ff. — Inkassounternehmen II; BVerfG-K, Beschl.
v. 11.3.2004 — 1 BvR 517/99, 1 BvR 313/99, NJW 2004, 1855 (1857f.) — Rechtsberatung im
Rundfunk; BVerfG-K, Beschl. v. 29.7.2004 — 1 BvR 737/00, NJW 2004, 2662 f. sowie BVerfG-K,
Beschl. v. 16.2.2006 — 2 BvR 951/04 u.a., NJW 2006, 1502f. — Altruistische Rechtsberatung
durch pensionierten Richter (,,Kramer®).

41 BVerfGE 97, 12 (26f.) — Masterpat; so auch Ch. Schonberger, NTW 2003, 249 (253f.).

42 S, hierzu Romermann, in: BeckOK-RDG, § 1 Rn. 15fF.

43 Trotz der dem Verfasser bewussten Ungenauigkeit des Begriffes wird er aufgrund sei-
ner Ublichkeit verwendet; vgl. zum Begriff auch Skupin, Rechtsdurchsetzende nichtanwaltliche
Dienstleister, S. 30.

44 Diesen vorher schon fiir verfassungswidrig haltend Ch. Schénberger, NTW 2003, 249 (253).

45 §1 Abs. 1 S. 1 RBerG war hingegen nicht auf den auBergerichtlichen Bereich beschrinkt.

46 Vgl. das Vorgehen bei Baer, ,Der Biirger* im Verwaltungsrecht, S.33; s. fiir das franzo-
sische Recht die einleitende Ubersicht bei Scillato de Ribalsky, L’avocat face a la justice du 21¢
siécle, S. 12 ff. Rn. 2, der jedoch weder die EMRK oder die GRCh nennt, die gleichwohl den Ver-
teidiger ausdriicklich adressieren. Auch das Pressegesetz v. 1881, das die Indemnitdt des Avocats
regelt, wird nicht erwihnt. Die Ubersicht begrenzt sich somit auf das Berufsrecht in einem sehr
engen Sinne.
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(dazu unter 1.), Verfassungsrecht (dazu unter 2.), Berufsrecht (dazu unter 3.-5.).
Abgesetzt hiervon mangels Normativitit schlieit sich die Ethik der Anwaltschaft
an (dazu unter 6.).

1. Unions- und regionales Volkerrecht

Art. 6 EMRK ist von zentraler Bedeutung fiir die Strafprozessordnungen der Sig-
natarstaaten; gerade das franzosische Strafverfahrensrecht unterlag und unterliegt
einem starken Druck des EGMR.#’ Die Existenz von Rechtsanwilten ist durch
Art. 6 Abs. 3 lit.c. EMRK vorausgesetzt.*® Die EMRK erfasst den Rechtsanwalt
vor allem in seiner Bedeutung fiir das Strafverfahren. Der Zugang zu einem frei
gewihlten Verteidiger*® — auch bei fehlenden wirtschaftlichen Moglichkeiten®
des Angeklagten — ist geschiitzt. Das Vertrauensverhdltnis zwischen Rechts-
anwalt und Mandant steht auch unter dem Schutz der EMRK,3' genau wie die
Kommunikation insgesamt.’> Nur die Sicherstellung der Mitwirkung des Rechts-
anwalts ldsst die Verfahrensgarantien der EMRK effektiv wirken.>? Die Garantien
des Art. 6 Abs. 3 EMRK finden sich im Unionsrecht hingegen in zwei Vorschriften,
deren Abgrenzung im Einzelfall nur schwer moglich ist:>* Art. 48 Abs.2 GRCh
adressiert die Verteidigungsrechte, wiahrend Art. 47 Abs. 2 S.2 das Recht auf Ver-
teidigung, Beratung und Vertretung schiitzt. Regelungen, die die Vertretung gera-
de durch Rechtsanwilte anordnen, sind aber mit Art. 47 Abs.2 S.2 GRCh verein-
bar.’> Von der Vorschrift wird das anwaltliche Berufsgeheimnis mitgeschiitzt, auch
wenn der EuGH die Vorschrift in seiner Entscheidung zur Anzeigepflicht bestimm-
ter Steuergestaltungen, wohl weil kein Verfahrensbezug erkennbar war, nicht er-
wiihnt, sondern ausschlieBlich auf Art. 7 GRCh abgestellt.’® Die zahlreichen Vor-

47 Vgl. hierzu Kap. 1, §4, C, L, S. 124fF.

48 So auch Kirchberg, BRAK-Mitt. 2018, 279 (280); vgl. auch Wachsmann, in: Mélanges
Pettiti, S. 773. — Das Beistandsrecht muss ausdriicklich geregelt sein: EGMR, Urt. v. 29.4.2015 —
Nr.30460/13, Rn. 67 ff. — A. T./Luxemburg.

49 Vgl. EGMR, Urt. v. 4.4.2018 — Nr. 56402/12, NJW 2019, 3627 — Correia de Matos, wonach
es das Recht auf freie Verteidigerwahl verletzt (9:8 Entscheidung), wenn ein Rechtsanwalt sich
nicht selbst vertreten darf in einem Verfahren wegen Beleidigung eines Richters.

30 EGMR, Urt. v. 9.10.1979 — Nr. 6289/73 — Airey/Irland (zu Art. 6 Abs. 1 EMRK und nicht
Art. 6 Abs. 3 lit. c EMRK); Weitzel/de Salvia, in: Mélanges Velu 111, S. 1455 f.

5L Schmahl, in: Gaier/Wolf/Gécken, EMRK Rn. 35; Kirchberg, BRAK-Mitt. 2018, 279 (281);
Kleine-Cosack, AnwBL. 2009, 326 (327).

52 EGMR, Urt. v. 19.12.2006 — Nr. 14385/04, NJW 2007, 3409 (3411 Rn. 145 ff.) — Oferta Plus
SRL zu Plexiglasscheiben (Art. 6 Abs. 3 lit. b EMRK).

53 H.-H. Kiihne, I1Z 2003, 670 (671f.); Schmahl, in: Gaier/Wolf/Gécken, EMRK Rn. 35; Si-
card/de La Ferté-Sénectere, JCP G 2015, 1834 (1837).

54 Eser, in: Meyer/Holscheidt, Art. 47 GRCh Rn. 37.

55 Jarass, NTW 2011, 1393 (1398); so wohl auch Jaeger, NJW 2004, 1 (6f.).

56 EuGH, Urt. v. 8.12.2022 — C-694/20 — Orde van Vlaamse Balies u.a. — S. frither schon
EuGH, Urt. v. 18.5.1982 — C-155/79, NJW 1983, 503 (504 f.) - AM & S Europe Limited; bei Som-
mermann, Funktionen und Methoden der Grundrechtsvergleichung, in: HdB GR I, § 16 Rn. 42
wird diese Entscheidung als besonders gelungene, da systematische Rechtsvergleichung hervor-
gehoben.
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schriften in der EMRK und der GRCh, die den Rechtsanwalt als Instrument zur
Verwirklichung des ,.fairen Verfahrens* begreifen, werden durch die allgemeinen
Grundrechte’” des Rechtsanwalts erginzt: Art. 10 EMRK und auch Art. § EMRK?®
als ,,konventionsrechtliche Berufsfreiheit®. Insoweit hat der EGMR, gerade fiir den
Rechtsanwalt, das Konzept der EMRK als nicht liickenlosem Grundrechtsschutz
aufgegeben.

2. Nationales Verfassungsrecht
a) Grundgesetz

Das Grundgesetz erwéhnt den Rechtsanwalt nur im kompetenzrechtlichen Teil.
Die Kompetenz des Bundes fiir die Rechtsanwaltschaft wurde erstmals, ohne dass
dies strittig gewesen wiire,®® in Art. 74 Abs. 1 Nr. I GG niedergelegt. Die Zuord-
nung des Berufsrechts zur Rechtspflege im weiteren Sinne wird damit zum Aus-
druck gebracht. Auch der Verteidiger (wie EMRK und GRCh den Rechtsanwalt oft
bezeichnen) hat keinen Eingang in den Verfassungstext gefunden. Im Vorschlag
des Allgemeinen Redaktionsausschusses war noch auf Betreiben der Abgeord-
neten Dehler und Zinn ein Recht auf Verteidigerwahl vorgesehen.®! Weil eine un-
terschiedliche Behandlung von Be- und Angeschuldigtem nicht als kohérent emp-
funden wurde und man zugleich ein verfassungsrechtliches Beistandsrecht nicht
zu weit fassen wollte, wurde die Vorschrift gestrichen. Stattdessen sollte der Ge-
setzgeber der StPO die Frage entscheiden.®? In der vierten Lesung versuchten die
Abgeordneten Hopker-Aschhoff und Dehler die Garantie — ,,Jedermann kann sich
in allen Rechtsangelegenheiten eines Rechtsanwalts oder eines Rechtsbeistandes
bedienen.* — durchzusetzen, also einen Vorschlag, der iiber den personlichen und
sachlichen Anwendungsbereich vorheriger Vorschlige hinausging.®® Dies blieb
erfolglos. Das Grundgesetz bleibt also hinter EMRK und GRCh zuriick, die ein
ausdriickliches Beistandsrecht kennen, woran insbesondere Jaeger verfassungs-

5T Weitzel/de Salvia, in: Mélanges Velu III, S. 1450: ,,comme tout citoyen®.

58 Rudloff, Droit et libertés de 1’avocat dans la CEDH, S.23ff., 52fF.; Uberblick auch bei
Kirchberg, BRAK-Mitt. 2018, 279ff.; Krenc, in: Liber amicorum Jakhian, S.283ff. zu Durch-
suchungen von Anwaltskanzleien.

59 Zur Gewihrleistung der Berufsausiibungs- und Berufszugangsfreiheit durch andere Ver-
biirgungen im Grundrechtssystem der EMKR s. Gundel, DVBI. 2020, 1042 ff. (insb. 1048 zum
Beruf des Rechtsanwalts).

60 Vgl. Uhle, in: [Maunz/]Diirig/Herzog/Scholz, GG, Art. 74 Rn. 130; Oeter, in: v. Mangoldt/
Klein/Starck, GG, Art. 74 Rn. 28.

61 Wiedergabe bei Hiiberle, Entstehungsgeschichte der Artikel des Grundgesetzes, JoR n. F. 1
(1951/2010), S. 743 der Einwande des Abg. Becker, dass nicht das Recht auf Verteidigerwahl, son-
dern auf Beistand durch einen Rechtsanwalt die entscheidende Garantie darstellen miisse; Art. 135
Abs. 2 HChE sah noch vor, dass jeder Angeklagte sich eines Verteidigers bedienen (Hervorhebung
nur hier) konnte.

62 Hiberle, Entstehungsgeschichte der Artikel des Grundgesetzes, J6R n.F. 1 (1951/2010),
S.743.

63 Wiedergabe ihres Vorschlags bei Hiberle, Entstehungsgeschichte der Artikel des Grund-
gesetzes, JOR n. F. 1 (1951/2010), S. 744 Fn. 29.
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politische Kritik geiibt hat.®* Indirekte Erwihnung findet der Rechtsanwalt gleich-
wohl: Nach Art. 104 Abs. 4 GG ist eine Person des Vertrauens iiber eine richterli-
che Entscheidung iiber eine Freiheitsentziehung zu benachrichtigen, was vielmals
der Verteidiger sein diirfte.%> Das Landesverfassungsrecht statuiert weitergehende
Garantien als das Grundgesetz: Nach Art. 88 Abs.1 S.2 und 3 ThiirVerf ist eine
Beschrinkung der Verteidigung nicht zuldssig und jedem das Recht vermittelt,
sich rechtlichen Beistands zu bedienen.®® Art.91 BayVerf, an den sich Art. 103
Abs. 1 GG urspriinglich einmal anlehnen sollte,®” sichert in Abs. 2 das Recht jedes
Angeklagten, sich vor Gericht durch einen Strafverteidiger vertreten zu lassen.
Der bundesverfassungsrechtliche Status des Rechtsanwalts muss sich also aus all-
gemeinen Vorschriften ableiten lassen.

b) Constitution Frangaise (im weiten Sinne)

Die Verf. 1958 erwihnt die Anwaltschaft oder den Rechtsanwalt nicht, sondern nur
die autorité judiciaire. Auch Prozessgrundrechte finden sich (auBer der liberté in-
dividuelle in Art. 66) nicht. Auch die DDHC aus 1789 schweigt sich {iber Status
und Rolle des Avocats aus; nicht iiberraschend, denn nur wenige Monate nach ihrer
Verkiindung wurde per Gesetz der Berufsstand aufgeldst.® Gleichwohl ist heute
Art. 16 DDHC in einer zeitgemiBen Auslegung® die zentrale Norm, um den Bei-
stand durch den Avocat abzubilden. Eigene verfassungsrechtliche Positionen sind
dem Avocat durch die allgemeinen Grundrechtsverbiirgungen zugewiesen (Art. 4
und 11 DDHC), so dass die Debatte, die aus dem Ordre (in Paris) heraus um eine
verfassungsrechtliche Verankerung (regelmifig) gefiihrt wird,’® zum Teil eine
Scheindebatte ist. Hier kommt im Besonderen die allgemeine Fokussierung im

4 Jaeger, NJTW 2004, 1 (6£.).

5 S. etwa BVerfGE 16, 119 (123); BVerfGE 38, 32 (34); Radltke, in: BeckOK-GG, Art. 104
Rn. 19.

66 Dette, in: Linck/Baldus/Lindner/Poppenhiger/Ruffert, ThiirVerf, Art. 88 Rn. 23 betont, dass
der Landesverfassungsgesetzgeber die Frage, ob die Gewahrleistung eines Anwalts als Bestand-
teil des rechtlichen Gehors verbiirgt ist, fiir den Freistaat Thiiringen dem bundesverfassungsrecht-
lichen Streit entzogen habe.

7 Baur, AcP 153 (1954), 393 (394); Remmert, in: [Maunz/|Diirig/Herzog/Scholz, GG,
Art. 103 Abs. 1 Rn. 11 Fn. 4.

%8 Vgl. hierzu Einl., §4, A, IIL, 2., S. 53 ff.

% S, ausfiihrlich zu einer zeitgendssischen Auslegung des Art. 16 DDHC (allerdings im Hin-
blick auf die Gewaltenteilung) Troper, Droits 8 (1989), 111 ff., u. a. will Troper auf den Willen des
auf die DDHC verweisenden Verfassungsgebers 1958 abstellen (S. 115).

70 Sicard/de La Ferté-Sénectére, JCP G 2015, 1834 ff. nennen auf der Suche nach einer Verbiir-
gung der unabhingigen Berufsausiibung kein einziges Mal die Berufsfreiheit oder Meinungsfrei-
heit des Anwalts, sondern erwarten, dass der Conseil Constitutionnel ein derartiges Verfassungs-
prinzip ,,erfindet; s. auch den wiedergegebenen Vortrag der berufsstdndischen Selbstverwaltung
bei CC, Entsch. v. 19.1.2023 — Nr. 2022-1030 QPC, Rn. 3 — Ordre des avocats au barreau de Paris
et autre (Perquisitions dans le cabinet d’un avocat ou a son domicile); aus der Wissenschaft fiir
eine ausdriickliche Garantie zugunsten des Avocats D. Rousseau, Gaz. Pal. v. 10.7.2018, Nr. 25,
S. 3; zutreffend erweiterter Blickwinkel hingegen bei Carrére, RFDC 2019, el191f.



Sachverzeichnis

Anwaltliche Berufsfreiheit, siehe Berufs-
freiheit

Anwaltliche Meinungsfreiheit, siehe Mei-
nungsfreiheit

Anwaltlicher Beistand, siehe contradictoire,

droits de la défense, Effektiver Recht-
schutz, Recht auf ein faires Verfahren,
Rechtliches Gehor, Waffengleichheit

Anwaltliche Selbstverwaltung, siehe Ordre

— Anwaltsgerichtsbarkeit 452

— Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK)
428

— Grundrechtsféhigkeit 400

— Informationshandeln 402

— Interessenvertretung 402, 451

— VerfassungsmaBigkeit 450
— Vergleich mit dem Ordre 322

Anwaltliche Unabhéngigkeit 71, 245, 292

— Begriff 71

— Berufsfreiheit 113, 149, 160

— Definitionskompetenz 383

— dienende Freiheit 375, 381

— Gesellschaftsunabhingigkeit 84

— Gewibhrleistungsinhalt 160

— Grundrechtsausgestaltung 439

— Institutionelle Garantie 30

— institutionelle Unabhéngigkeit in Frank-
reich 183,315

— Mandantenunabhéngigkeit 81, 366

— Meinungsfreiheit 207

— personliche Unabhéngigkeit 72

— sachliche Unabhingigkeit 72

— Schutzpflicht 392, 394

— Staatsunabhingigkeit 72

Ausgestaltung, siehe Grundrechtsausgestal-
tung

Avocat 4, 40

— Funktion, siehe Rechtsprechung

— Monopol 5

— soziale Funktion 231

— Status 286, 336
Avoué 5, 40, 48, 87, 189, 259

Badinter, Robert 60, 74, 80, 333

Barreau, siehe Ordre

Bastille-Entscheidungen 16, 416

Batonnier, siehe Ordre

Berufsbild 67, 442

Berufsfreiheit

— Abschreckungseffekte 343

— Abwehrrecht 33

— anwaltliche Berufsfreiheit 32, 349

— Anwendbarkeit 149

— Ausgestaltung 370, 410

— Ausgestaltung der anwaltlichen Berufs-
freiheit 406, 437

— Berufsgeheimnis 171

— Berufspflicht 423

— Bestimmtheitsgebot 432

— Bezug zum rechtlichen Gehor 362, 371,
373

— Definitionskompetenz 383

— dienende Freiheit 370, 375

— Doppelcharakter 348

— Einschétzungsprérogative des Gesetz-
gebers 428

— Erfolgshonorar 365

— Folgerichtigkeit 433

— Fremdniitzigkeit 362, 364, 370, 376,
439

— Gewibhrleistungsinhalt 158

— gewihrleistungsspezifische Vorgaben
438

— Grundrechtseingriff 424

— Grundrechtsféhigkeit juristischer Per-
sonen 395

— Indienstnahme 156

— institutionelle Grundrechtstheorie 342

— Konkurrenzschutz 441

— Leistungsanspriiche 386



548

— Leistungspflicht 388

— Organ der Rechtspflege 150, 441

— Privilegien und Pflichten 377

— Rechtsprechung des BVerfG 361

— Reichweite einer dienenden Freiheit 370

— Sachbereichsgarantie 438

— Schutzanspruch 387

— Schutzpflicht 391

— staatlich gebundener Beruf 152

— Verfassungserwartung 376

— Vertragsfreiheit 412

Berufsgeheimnis

— Berufsfreiheit 171, 423

— Gewibhrleistungsinhalt 174

— Schutzdimensionen 170

Berufspflicht 168, 291
— disziplinarischer Uberhang (Frankreich)
293

— Fortbildungspflicht 169, 436

— Frankreich 286

— Grundrechtseingriff 167

— Interessenwahrungspflicht 176

— Verschwiegenheit, siehe Berufsgeheim-
nis

Berufsrecht

— déontologie 11

— Ethik 19

— Parlamentsgesetz 14

— Satzung 15

— Wechselseitiger deutsch-franzoésischer
Einfluss 40

Berufsstindische Selbstverwaltung, siehe
Anwaltliche Selbstverwaltung

bonne administration de la justice 76, 143,
189, 232, 244,272,273, 464

Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK),
siehe Anwaltliche Selbstverwaltung

Conseil des barreaux européens (CCBE)
45,172

Conseil national des barreaux (CNB) 18,
335

contradictoire, siehe Rechtliches Gehor

— Abgrenzung zu den droits de la défense
142

— Anwaltlicher Beistand 143

— Obliegenheit 141

DDHC 61

Sachverzeichnis

— Ausfithrung durch den Gesetzgeber 62

— Einfluss in Deutschland 61

— Funktionsgrundrechte 219

— Grundrechtsbindung des Gesetzgebers
62

— objektive Tradition 213

— soziale Funktion der Grundrechte 218

— Subjektivismus 214

— théorie de I'institution 216

Défenseur des Droits 441

déontologie, siehe Berufsrecht

Deutscher Anwaltsverein (DAV) 58, 110,
428

dienende Freiheit

— Abgrenzung zum staatlich gebundenen
Beruf 376

— Amtsstatus 353

— Begriff 33,337

— Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO)
358

— Forschungsfreiheit 353

— institutionelle Grundrechtstheorie 341

— Interessenwahrungspflicht 358, 381

— Kunstfreiheit 356

— Lehrfreiheit 355

— Leistungsanspriiche 386

— Meinungsfreiheit 204

— Privilegien und Pflichten 352

— Rechtsanwalt 33, 155, 358, 361, 370,
373,375,377, 403

— Richterliche Unabhéngigkeit 111

— Rundfunkfreiheit 33, 350

— Werberecht 464
— Wissenschaftsfreiheit 33

droits de la défense 124

— Abgrenzung 125

— Anwaltlicher Beistand 126

— Anwendungsbereich 124

— FEinfluss der EMRK 128

— Rechtsprechung des Conseil Constitu-
tionnel 127

— Rechtsprechung des Conseil d’Etat 126

Effektiver Rechtschutz 120

— Rechtswahrnehmungsgleichheit 122

— Vorfeldschutz 121

EGMR 9, 128, 142, 198, 204, 207, 210,
244,303,453, 462,464,468

Eid 78



Sachverzeichnis 549

EMRK 8, 37, 138, 142, 198, 206, 242, 294,

303
Erfolgshonorar 365, 389
— Beschréankungen 365
— Einschétzungspréarogative des Gesetz-
gebers 428
Etat de droit, siehe Rechtsstaatsprinzip
EuGH 8, 45, 181, 303, 468

Fortbildungspflicht, siehe Berufspflicht

Freiberuflichkeit
— Begriff 68

— Berufsfreiheit 70

— Eid 79

— liberté d’entreprendre 180

— Organ der Rechtspflege 87
— reglementierte Profession 69

Freie Advokatur 439

— Geschichte 58

— Gewibhrleistungsinhalt 166

— objektiv-rechtliche Bedeutung 349

— Wert 349

funktionale Grundrechtstheorie 344

— anwaltliche Berufsfreiheit 345

Funktionsgrundrecht, siehe dienende Frei-
heit

Funktionstiichtige Strafrechtspflege 117,
304

Gesellschaftsrecht, siehe Organisations-
freiheit

Gesetzgeberische Zustindigkeit (Frank-
reich) 254

— Pflicht zur Rechtsetzung (incompétence
négative) 257

— Rechtdienstleistungsrecht 259

— Rechtsetzung der berufsstédndischen
Selbstverwaltung 258

Gewihrleistungsinhalt, siehe Berufsfrei-
heit

— Berufsfreiheit des Rechtsanwalts 162

— Berufsgeheimnis 174

— Dbeschrinkte Vertragsfreiheit 166

— Entwicklung 158

— Freie Advokatur 165, 168

— Rechtsprechung 161

Gewihrleistungsverantwortung 389

Gneist, Rudolf [v.], siehe Freie Advocatur

GRCh, siehe Unionsrecht

Grundpflicht 34, 172, 352

Grundrechtsausgestaltung 370

— Abgrenzung zum Grundrechtseingriff
419

— Angemessenheit 436

— anwaltliche Berufsfreiheit 406

— anwaltliche Selbstverwaltung 419

— Berufsbild 442

— Bestimmtheitsgebot 432

— Bezugspunkt 406

— dienende Freiheit 439

— Einrichtungsgarantie 446

— Einschétzungspréirogative 427

— Erforderlichkeit 435

— Folgerichtigkeit 433

— Gesellschaftsrecht 419

— Gesetzgeberisches Ermessen 425

— Grundrechtsvorbehalt 431

— Justizgrundrechte 417

— Kategorien der Ausgestaltungsbediirftig-
keit 407

— Konkretisierung 409

— Konstituierung 407

— Konturierung 408

— Optimierungsgebot 440

— Organisationsvorschriften 450

— Rechtschutzsystem 415

— Regelungsvorbehalt 411

— Rundfunkfreiheit 406

— Sicherheitspflicht 415

— UbermaBverbot 435

— Vertragsfreiheit 412

Grundrechtsausgestaltung (Frankreich)

— Gesetzgeberische Zustindigkeit 254

Grundrechtseingriff (Frankreich)

— Abgrenzung zur Ausgestaltung 252

Grundrechtstheorie 337
— Doppelcharakter der Grundrechte 347

— funktionale Grundrechtstheorie 344

— institutionelle Grundrechtstheorie 338

— verfassungsmafige Grundrechtstheorie
345

Hauriou, Maurice 214, 218, 226, 232, 320,
321,338

Horizontale Grundrechtswirkung (Frank-
reich) 275

— Avocat 277

— Grundlagen 276



550

Indemnitidt 205

Indienstnahme, siehe Berufsfreiheit; siehe
Pflichtverteidigung

Inkassodienstleistung 360

Insolvenzverwalter 87, 175, 185, 374, 387

institutionelle Garantie 338, 381, 446, 448

institutionelle Grundrechtstheorie 338

— Abschreckungseffekte 343

— anwaltliche Berufsfreiheit 342

— dienende Freiheit 341

— Einfluss 338

— Konsequenzen 338

— Kiritik 339

Institutsgarantie 111, 338, 412, 446

Interessenwahrungspflicht 21, 95, 174

— dienende Freiheit 176, 358, 381

— Konflikt mit der Mandantenunabhéngig-
keit 81, 385

Kappungsgrenze 163, 343
Kunstfreiheit 356

— Abwehrrecht 357

— dienende Freiheit 357

Lehrfreiheit

— Abwehrrecht 355

— dienende Freiheit 355

— Sachbereichsgarantie 356

Leistungsanspriiche 386

— derivative 386

— Vergiitung des Rechtsanwalts 386

Leistungspflicht, siehe Berufsfreiheit

— Beziehung zum Werberecht 389

— MafBstab 389

Resubjektivierung 390

— Vergiitung des Rechtsanwalts 388

liberté de la communication audiovisuelle,
siehe Rundfunkfreiheit

— Ausgestaltung 221

— DDHC 220

— Fremdniitzigkeit 224

— soziale Funktion 222

liberté d’entreprendre 31, 177
— Abstimmung mit den Justizgrundrechten
269

— Abstimmung mit der bonne administra-
tion de la justice 271

— anwaltliches Grundrecht 182

— Ausgestaltungsbediirftigkeit 262

Sachverzeichnis

— AusgestaltungsmafBstébe fiir die anwalt-
liche Freiheit 273

— Ausschluss aus der Anwaltschaft (radia-
tion) 192

— Ausschluss der Anwendbarkeit des Art. 6
DDHC 181

— Berufsausiibung als angestellter Anwalt
190

— Berufszugang (Zulassung zur Anwalt-
schaft) 184

— Eingriff in die anwaltliche Freiheit 272

— Funktionsgrundrecht 233

— Gesetzesabhéngigkeit des Grundrechts
195

— Grundrechtsbindung des Gesetzgebers
178

— Grundrechtsforderung 267

— grundrechtskonforme Auslegung 191,
192

— Historie, Entwicklung und Verankerung
177

— Honorarvereinbarung 190

— liberté publique 195

— Niederlassungsfreiheit 181

— Notar 180

— Ordre 314

— Pflichtverteidigung 186

— Postulationsbeschrankungen 187

— Riickschrittsverbot (effet cliquet) 265

— secret professionnel, siehe secret profes-
sionnel

— Strafbarkeit des Anwalts 191

— tatséchliche Bedeutung 182

— VerhiltnisméaBigkeit einer Grundrechts-
forderung 268

— VerhiltnisméBigkeit eines Eingriffes
268

— Verhéltnis zur liberté de commerce et de
I’industrie 178
— Zweitberufsfreiheit 185

liberté publique 127

— anwaltliche Freiheit 195

— Kategorie 29

— liberté de la communication audio-
visuelle 226

— Verfassungsrang 30

LobbyRG 432

Mandantenschutz 423



Sachverzeichnis 551

Meinungsfreiheit

— Abgrenzung zur Berufsfreiheit 198

— dienende Freiheit 204, 205

— gegeniiber dem Gericht 202

— Indemnitét durch einfaches Gesetz
(Frankreich) 205

— Kollegialitit 209

— Medienduflerungen von Rechtsanwélten
210

— Sachlichkeit 200
Schutzergidnzung 204

Meldepﬂlchten 46, 424

Notar, siehe Staatlich gebundener Beruf

— Anwaltsnotar 152

— droit de présentation 180

— Freiberuflichkeit 70, 180

— liberté d’entreprendre 180

— vorbeugende Rechtspflege, siehe Organ
der Rechtspflege

offentliche Aufgabe 34, 92, 155, 337, 380

Ordre, siehe Anwaltliche Selbstverwaltung;
siehe déontologie

— Anwaltsgerichtsbarkeit 330

— Batonnier 231, 331

— Beseitigung 53

— Funktion 232, 316

— Genossenschaftsprinzip 321

— Geschichte 50

— Unabhingigkeit 106, 183, 315

— Verfassungsrechtliche Verankerung 323

— Vergleich mit der Rechtsanwaltskam-
mer 322

Organ der Rechtspflege 23

Begriff 85

Geschichte 88

— Verfassung 90, 363, 441

— vorbeugende Rechtspflege 371

Organisationsfreiheit 31

Ausgestaltung 271, 419

Einschitzungsprirogative 429

— Grundrecht 31

— Schutzpflicht 392

— Unabhingigkeit 84

OVC 222,223, 305,311

Parlamentsvorbehalt 431
Patentanwalt 443

Pflichtverteidigung

— Indienstnahme 156

— Unabhingigkeit vom Staat 75

PFRLR 31, 229, 255, 308

— Voraussetzungen 308

Pressefreiheit 348

Privileg 30, 33, 93, 105, 112, 114, 219,
352,357,381

Prozessfinanzierung 389

Quersubventionierung 440

RDG 7,21, 341, 385,433

Recht auf ein faires Verfahren 131

— Ableitung 131

— Anwaltlicher Beistand 131

— Anwendungsbereich 132

Rechtliches Gehor

— Anwaltlicher Beistand 134, 137

— Constitution du 26 juin 1793 133

— Doppelcharakter 134

— Entstehenssicherung 372

— Entstehungsgeschichte 9, 138

— Rechtsgespriach 135, 136

— Teilgewiahrleistungen 134

Rechtsanwalt, siehe Berufsbild

— Funktion, siehe Rechtsprechung

— Monopol 5

— Status 286

Rechtsanwaltskammer (RAK), siehe An-
waltliche Selbstverwaltung

Rechtsgesprich, siehe Rechtliches Gehor

Rechtsprechung, siehe Organ der Rechts-
pflege

— Akzeptanz durch anwaltliche Mitwir-
kung 26

— Legitimation durch anwaltliche Mitwir-
kung 27

— Mitwirkung des Rechtsanwalts 21, 22,
24

— vorbeugende Rechtspflege 22

Rechtsstaatsprinzip 114

— Etat de droit 115

— Funktionstiichtige Strafrechtspflege
117

— Institutionalisierung der Rechtsanwalt-
schaft 114

Rechtswahrmehmungsgleichheit, siehe
Effektiver Rechtschutz



552

Richterliche Unabhéngigkeit 103, 353
— Funktionsprivileg 105, 111

— Gesellschaftsunabhéngigkeit 109

— Institutsgarantie 111

— Paralle zur anwaltlichen Unabhéingig-
keit 112

— personliche Unabhédngigkeit 105

— sachliche Unabhéngigkeit 104
— Staatsunabhéngigkeit 107

Robe 236, 237, 238, 239, 242, 244

Rundfunkfreiheit 348, 350, 438

— Abwehrrecht 351

— Ausgestaltung 351, 406

— Doppelcharakter 351

— Informationsfreiheit 351

Verfassungsvergleich 227

Schutzanspruch 387

Schutzpflicht 392

secret professionnel, siehe Berufgeheimnis

— droit au recours 313

— droits de la défense 300

— Entwicklung 297

— Grundrecht auf Achtung des Privatlebens
und der Vertraulichkeit der Korrespon-
denz 303

— liberté d’entreprendre 313

— PFRLR 308

— Verfassungsrecht 300, 304, 307

Selbstverwaltung, siehe Anwaltliche
Selbstverwaltung

Singularzulassung beim BGH in Zivil-
sachen 22, 387

— Wabhlausschuss 449

Staatlich gebundener Beruf, siehe Berufs-
freiheit; siehe Organ der Rechtspflege;
siehe dienende Freiheit

— Begriff 152

Sachverzeichnis

— Rechtsanwalt 153
Status 286
Steuerberater 92, 150, 391, 443

théorie de ’institution 214

UbermaBverbot 435

— Angemessenheit 436

— Erforderlichkeit 435

— Geeignetheit 435

Umgehungsverbot 360

Unabhéngigkeit, siehe Richterliche Un-
abhingigkeit; siehe Anwaltliche Un-
abhéngigkeit

Unionsrecht 45

— GRCh 8,303

Verbraucherschutzrecht, siehe Unionsrecht

Verfassungserwartung 35, 354, 376

Verglitungsvereinbarung 368, 389, 414

VerhiltnisméBigkeitsprinzip, siehe Uber-
mafverbot

Vertragsfreiheit 371, 412

— Ausgestaltung 412

— Privatautonomie 413

Waffengleichheit 144, 368

— Anwaltlicher Beistand 145
Werberecht 453

— Begrenzungen 461
dienende Freiheit 464
Funktion 459

— Meinungsfreiheit 455

— Sachlichkeit 460
Wissenschaftsfreiheit 353

— Lehrfreiheit 355

— Verfassungserwartung 354



	Cover
	Titel
	Vorwort��������������
	Inhaltsübersicht
	Inhaltsverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis����������������������������
	Einleitung�����������������
	§ 1 Herausarbeiten des Untersuchungsgegenstandes�������������������������������������������������������
	A. Rechtsanwalt und Avocat als Unterworfene eines spezifischen Rechts����������������������������������������������������������������������������
	I. Definition und Abgrenzung�����������������������������������
	II. Quellenvielschichtigkeit des spezifischen Rechts des Rechtsanwalts�����������������������������������������������������������������������������
	1. Unions- und regionales Völkerrecht��������������������������������������������
	2. Nationales Verfassungsrecht�������������������������������������
	a) Grundgesetz���������������������
	b) Constitution Française (im weiten Sinne)��������������������������������������������������





	Sachverzeichnis����������������������


HEID=LB=RG

Dokument-Ubersicht

Dateiname:

Titel:
Anwendung:
Erstellt mit:
Verfasser:
Erstellt am:
Geandert am:
Dateigrole:
Trapped:
Output-Intent:
PDF/X Version:
PDF-Version:
Anzahl Seiten:
Medien-Rahmen:
Endformat-Rahmen:

Zusammenfassung
@ Dokument

@ PDF/X

 Seiten

@ Farben

@ Schriften

@ Bilder

@ Inhalt

Seiten

Gerhold_V4.pdf

_Gerhold.indb

Adobe InDesign 18.2 (Windows)
Adobe PDF Library 17.0

07.06.2023 11:35:47

07.06.2023 11:36:05

3.8 MByte / 3898.2 KByte

Nein

Coated FOGRA39 (ISO 12647-2:2004)
PDF/X-1a:2003

1.3

582

161.00 x 238.00 mm

155.00 x 232.00 mm

*® Fehler

. Warnung « Korrigiert

@ Seiteninhalt ist leer (Seite 2,6,30,94,242,576)
& Endformat-Rahmen ist nicht direkt gesetzt oder identisch zum Medien-Rahmen (Seite

1-582)
Schriften

@ Info

@ TimesNewRomanPSMT: Schriftzeichen ist fehlerhaft definiert #161 (Seite 10-11,24,
27-28,58-60,70-73,77,80-81,83,85-86,91,101,104-105,110,117,130,138,145-146,
149-150,155,157,171,208,221,235,244,255-256,260,267,270,282,284-287,293,299,305,
345-346,355-357,364,366,370,505-512,514-523,528-529,531-532,534-536,538,540,545,
548-551,561-563,566-568,571,574)

@ TimesNewRomanPS-ItalicMT: Schriftzeichen ist fehlerhaft definiert #35 (Seite 7,40,
327-328,479,506,508,510,512,514,516,518,520,522,524,526,528,530,532,534,536,538,
540,547,551,558,561-562,564,567,573)

Sonstige Informationen
Verwendete Einstellungen: Gulde_Standard

Farbseparationen: 1
M Black
Seite 1 [

Prinect PDF Report 21.10.019 -1-

12.06.2023 09:08:09





HEID=LB=RG

Seite 2

Seite 3-5
Seite 6

Seite 7 - 29
Seite 30

Seite 31 - 93
Seite 94

Seite 95 - 241
Seite 242

Seite 243 - 575
Seite 576
Seite 577 - 582

Farbraume
@ DeviceCMYK

Schriften: 5

@ TimesNewRomanPS-BoldMT
@ TimesNewRomanPS-ItalicMT
@ TimesNewRomanPS-ItalicMT
@ TimesNewRomanPSMT

@ TimesNewRomanPSMT

TrueType / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
TrueType / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
TrueType (CID) / Identity-H / eingebettete Untergruppe
TrueType / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
TrueType (CID) / Identity-H / eingebettete Untergruppe

Prinect PDF Report 21.10.019

12.06.2023 09:08:09





